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IT-Kooperationen

Hürden überwinden
Der Fokus interkommunaler IT-Kooperationen verschiebt sich: Im Mittelpunkt stehen Skalen-
effekte durch Größe, aber auch die gemeinsame Bereitstellung von E-Government-Angeboten. 
Netze größerer Bandbreite helfen dabei, Grenzen zu überwinden.

n jüngerer Zeit rücken zu-
nehmend kommunale Ko -
operationen im Bereich der In-

formationstechnologie (IT) in den 
Blickpunkt der Fachöffentlichkeit. 
Dabei ist diese Entwicklung beilei-
be keine Erfindung unserer Tage; 
vielmehr gibt es IT-Kooperationen 
im kommunalen Bereich seit mehr 
als 35 Jahren: Insbesondere klei-
nere Kommunen haben sich seit 
langem zu Datenverarbeitungs-

Zweckverbänden zusammenge-
schlossen, für die jeweils ein kom-
munales Gebietsrechenzentrum 
IT-Dienstleistungen erbringt. 
Allerdings haben sich in letzter 
Zeit die Perspektiven deutlich 
verändert: Zum einen geht der 
Trend dahin, sich zu noch größe-
ren und damit leistungsstärkeren 
Einheiten zusammenzuschließen. 
Zum anderen findet eine wesent-
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lich stärkere Fokussierung auf die 
Wirtschaftlichkeitsüberlegungen 
beim Einsatz von Informations-
technik statt.

Die Entwicklung neuer Techni-
ken (wie Rechnerleistung, Spei-
chermedien und Verschlüsselung) 
und leistungsfähiger sowohl offe-
ner wie auch geschlossener Netze 
(wie Internet, Funknetze, verwal-
tungsinterne Netze) und die damit 

einhergehende 
Mög l i chke i t , 
n a h e z u  a l l e 
Dienstleistun-
gen  der  Ver-
w a l t u n g  ( i m 
kommuna len 
Bereich kön-
nen  d ies  b i s 
zu 3.500 un-
terschiedliche 
Angebote sein) 
online anzubie-
ten, erweckten 

in der jüngeren Vergangenheit viel-
fach den Wunsch, dem als „Kun-
den“ entdeckten Bürger eine mög-
lichst breite Palette elektronisch 
unterstützter Service-Angebote zu 
unterbreiten. Die Kommunen wur-
den in die Lage versetzt, schnell, 
zeit- und raumunabhängig, sicher 
und – zumindest für den Nutzer 
– kostengünstig mit dem Bürger 
und der Wirtschaft nicht nur in ein 

Informations- und Kommunikati-
onsverhältnis zu treten, sondern 
auch rechtsverbindliche Vorgänge 
(Transaktionen) abzuwickeln.

Die anhaltende Finanzkrise der 
Kommunen und die Erkenntnis, 
dass der „Normalbürger“ maximal 
nur bis zu 1,5 Kontakte pro Jahr 
mit seiner Verwaltung hat, zwin-
gen allerdings zu einer Neuorien-
tierung, die von folgenden Frage-
stellungen gekennzeichnet ist:
• Wo erzielt der IT-Einsatz am 

ehesten Einspareffekte?
• Wird der Einführung neuer IT-

Techniken oder dem Ausbau 
bereits bestehender Infrastruk-
turen Priorität eingeräumt?

• Wo ergeben sich Synergieeffek-
te?

• Welche Kooperationen (mit pri-
vaten und/oder öffentlich-recht-
lichen Partnern) bieten sich an?

Damit rücken die Fragen der 
Wirtschaftlichkeit in den Vor-
dergrund. Nicht mehr alles, was 
technisch möglich ist, sondern was 
Kosten einspart und einen hohen 
Nutzen bringt, ist das Gebot der 
Stunde. Daraus ergibt sich zum 
einen ein stärkeres Bemühen um 
die Standardisierung von Prozes-
sen und Verfahren. Zum anderen 
rückt, was die Zielgruppen der 
angebotenen Verfahren anbetrifft, 
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eine stärkere Konzentrierung auf 
die so genannten „power user“ 
in den Vordergrund, also solche 
Personen und Institutionen ins-
besondere aus dem Bereich der 
Wirtschaft, die von ihrer Aufga-
benstellung her häufig die Dienste 
von Kommunalverwaltungen in 
Anspruch nehmen. Hierzu zählen 
unter anderem:
• Planungs- und Architektur-

büros,
• Rechtsanwälte/Notare,
• Gebühreneinzugs- und Abrech-

nungszentralen,
• Versand-/Logistikunternehmen,
• Kfz-Händler,
• Bestattungsunternehmen,
• Gastronomische Betriebe oder 

auch neuere Dienstleistungs-
unternehmen wie etwa aus dem 
Bereich des Event-Managements.

Nicht zu vergessen ist in diesem 
Zusammenhang das verstärkte 
Bemühen um einen strukturier-
ten elektronischen Datenaus-
tausch zwischen Verwaltungen, 
die zweifelsohne auch als „power 
user“ in dem vorgenannten Sinne 
anzusehen sind, und zwar über 
alle Verwaltungsebenen hinweg 
(Kommunen, Länder, Bund). Und 
da das Einholen einer einfachen 
Meldeauskunft, das Erteilen ei-
ner Sondergenehmigung für die 
vorübergehende Benutzung einer 
öffentlichen Fläche oder die Ver-
waltung von Kfz-Daten in allen 
Kommunen der Bundesrepublik 
dem Grunde nach vergleichbare 
Vorgänge sind, legt dies nahe, für 
einen größeren Bereich als für 
die unmittelbare Zuständigkeit 
gemeinsame Datenverarbeitung 
zu betreiben. So sind etwa im 
Rahmen der IT-Kooperation (ITK) 
Rhein/Ruhr, die aus den Städten 
Bochum, Dortmund, Duisburg, 
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Mönchengladbach, Düsseldorf und 
den beiden Datenzentralen KGRZ 
Neuss und KRZN Moers besteht, 
die beiden letztgenannten seit dem 
1. August 2005 im „Kompetenz-
center für Verkehrswesen“ für die 
gemeinsame Verwaltung der Daten 
von rund 3,1 Millionen Fahrzeu-
gen verantwortlich (dies entspricht 
etwa fünf Prozent des Fahrzeug-
bestandes in der Bundesrepublik 
Deutschland), die auf diese Weise 
wirtschaftlich nach einheitlichen 
Kriterien an 36.000 Computer-
Arbeitsplätzen strukturiert werden 
können.

Mit dem Ziel, unter wirtschaftli-
chen Bedingungen ein attraktives 
elektronisch gestütztes Internet-
Angebot für die Bewohner – und 
selbstverständlich auch für jeden 
Besucher – einer gesamten Region 
anbieten zu können, wurde die 
„Metropolregion Hamburg“ gebil-
det. In dieser sind acht niedersäch-
sische Landkreise, sechs schles-
wig-holsteinische Kreise und der 
Stadtstaat Hamburg „elektronisch 
zusammengeschlossen“. In einem 
gemeinsamen Internet-Auftritt 
werden Informationen über die 
einzelnen Gemeinden und Land-
kreise der Metropolregion, über 
die Freie und Hansestadt Hamburg 
sowie über Partnerkreise des Lan-
des Mecklenburg-Vorpommern ge-
geben, indem unter einer einheitli-
chen Oberfläche die Informationen 
aus den einzelnen Partnerkreisen 
und -städten in einem gemeinsa-
men Portal angeboten werden.

Es müssen aber nicht immer nur 
„die Großen“ sein, die IT-Koopera-
tionen eingehen. Auch kleine und 
Kleinstgemeinden, vielfach mit 
ihren jeweiligen Landkreis-Verwal-
tungen, gehen zunehmend IT-Ko-

operationen ein, wie erst kürzlich 
das Beispiel des niedersächsischen 
Landkreises Harburg und der 
Gemeinden Neu-Wulmstorf und 
Seevetal zeigt (siehe auch Seite 30). 
Diese haben eine intensive Zusam-
menarbeit im Bereich der Informa-
tionstechnologie vereinbart, wobei 
insbesondere der gemeinsame 
Aufbau von E-Government als 
wichtige Voraussetzung zur Ver-
waltungsmodernisierung gefördert 
werden soll. Ziel solcher Koope-
rationsvereinbarungen ist neben 
den genannten Aspekten der Wirt-
schaftlichkeit und der Erhöhung 
der Attraktivität auch, dass auf die-
se Weise den ständig steigenden 
Anforderungen an die Sicherheit 
und den Schutz von Daten effek-
tiver Rechnung getragen werden 
kann. Es gibt aber auch zahlreiche 
Beispiele dafür, dass sich die Ko-
operationsabkommen nur auf die 
Abwicklung einzelner Fachverfah-
ren erstrecken, wie das Beispiel der 
Städte Köln und Paderborn zeigt. 
Hier werden die Daten für das So-
zialwesen beider Städte in Pader-
born, die für das Einwohnerwesen 
in Köln „gerechnet“.

Den zahlreichen Beispielen er-
folgreicher IT-Kooperationen im 
kommunalen Bereich – der Such-
begriff „kommunale IT-Koopera-
tionen“ auf einer der bekannten 
Suchmaschinen im Internet bringt 
zu diesem Schlagwort eine gerade-
zu unübersehbare Fülle von Infor-
mationen – stehen allerdings auch 
Hindernisse entgegen. So setzen 
die rechtliche und wirtschaftliche 
Eigenständigkeit der einzelnen 
kommunalen Datenzentralen und 
Rechenzentren, das kommunale 
Selbstverwaltungsprinzip, die 
rahmenrechtlichen Regelungen 
zum Beispiel im Kartellrecht, 

im Wettbewerbsrecht oder beim 
Datenschutz den IT-Kooperatio-
nen gewisse Grenzen. Gerade der 
Wettbewerbsdruck im IT-Bereich 
führt nicht selten zu einem abneh-
menden „Gemeinschaftssinn“ der 
bisher relativ geschlossenen „kom-
munalen IT-Familie“ zugunsten der 
Zunahme individueller Interessen 
einzelner Häuser. Nicht unerwähnt 
bleiben darf auch das Interesse 
vornehmlich der Software-Bran-
che, die ihre bisherigen Kunden zu 
halten versucht beziehungsweise 
auch neue hinzugewinnen möchte. 
Dies kann für den Fall, dass sich 
mögliche kommunale Kooperati-
onspartner, die unterschiedliche 
Software-Produkte im Einsatz ha-
ben, aufeinander zu bewegen, unter 
Umständen zu Problemen führen. 
Nicht zuletzt stehen oft auch indi-
viduelle Situationen angestrebten 
IT-Kooperationen im Kommu-
nalbereich entgegen, wenn etwa 
einzelne Entscheidungsträger aus 
den unterschiedlichsten Gründen 
sich einer solchen IT-Partnerschaft 
widersetzen.

Trotz all dieser und anderer Hin-
dernisse bergen IT-Kooperationen 
im Kommunalbereich jedoch in 
aller Regel erhebliche Chancen, 
E-Government insgesamt in den 
Kommunen und in Deutschland 
weiterzuentwickeln. Insofern 
sind es nicht nur die finanziellen 
Nöte, die zu solchen Schritten 
veranlassen, sondern vielmehr die 
Einsicht, dass nur eine leistungsfä-
hige IT-Infrastruktur die Basis für 
ein bürger- und wirtschaftsfreund-
liches elektronisch gestütztes Ver-
waltungsangebot bietet.
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